
Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB ; §§ 1-11 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet 
(§ 1 Abs. 1, Nr. 4 BauNVO)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Bauweise, Baulinien, Baugrenze 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)
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Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§ 16 - 21 BauNVO)
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Teil B: TextteilTeil A: Planzeichnung Kennzeichnungen
     gem. § 9 Abs. 5 BauGB

Gesetzliche Grundlagen

Bund:

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Art. 
9 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414)  
zul. geänd. d. Art.1 d.G. v. 20.11.2014 (BGBl. I 
S.1748)

Verordnung über die bauliche Nutzung der 
Grundstücke (Baunutzungsverordnung BauNVO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 11.6.2013 (BGBl. I. S. 1548)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 PlanzV 90) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt Geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.7.2011 (BGBl., I 
S.1509)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.Juli 2009 (BGBl. I S. 
2585), zul. geänd. d. Art. 2 G. v. 15.11.2014 (BGBl. 
I S. 1724)

Land:

Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG), 
Gesetz Nr. 1731 vom 18. November 2010 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 2599)

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 682), zul. geänd. d.d. 
G. v. 14.05.14 (Amtsbl. S.172)

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland (Saarländisches Naturschutzgesetz SNG), 
Art. 1 des Gesetzes Nr. 1592 zur Neuordnung des 
Saarländischen Naturschutzrechts vom 05. April 
2006 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 726), geändert 
durch Art. 3 i.V.m. Art. 5 des Gesetzes Nr. 1661 zur 
Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und 
zur Umsetzung der SUP-Richtlinie im Saarland vom 
28. Oktober 2008 (Amtsblatt des Saarlandes 2009 S. 
3), teilweise außer Kraft gesetzt d. BNtSchG-2009

Saarländisches Wassergesetz (SWG), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1994), zul. geänd. d. G. 
v. 03.12.2013 (Amtsbl. S.2)

Übersichtslageplan
(ohne Maßstab)

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 1 - 15 BauNVO)

1.1.1 Zulässige Arten von Nutzungen 
oberhalb des Bezugspunktes
238,15 m ü. NN
(§ 4 Abs. 2 BauNVO)

- Wohngebäude
- die der Versorgung des Gebietes dienenden 

Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
nicht störenden Handwerksbetrieben

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke

2.1 Grundflächenzahl 
(§§ 16, 17 und 19 Abs. 1 BauNVO)

GRZ 0,6

Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche sind 
die Grundflächen von:

- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
- baulichen Anlagen unterhalb der Gelände- 

oberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird

mitzurechnen.

Eine Überschreitung der GRZ durch Anlagen 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB sind bis zu 0,65 
zulässig.

1.1.3 Nicht zulässige Arten von 
Nutzungen 
(§ 1 Abs.  6 Nr. 1 BauNVO)

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
- Anlagen für Verwaltungen
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen

Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO wird die abweichende 
Bauweise (a) festgesetzt.

3. Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO)

5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und 
Garagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

siehe Planzeichnung,

Stellplätze, Garagen, Tiefgaragen und Gemein-
schaftsflächen sind im Plangebiet innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche sowie auf den 
dafür festgesetzten Flächen zulässig. 

Gem. § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, 
dass Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
nur innerhalb  der überbaubaren Grundstücks- 
flächen unterhalb des Bezugspunktes 238,15 m ü. 
NN zulässig sind. Nebenanlagen, die der  
Versorgung des Baugebiets mit Elektrizität, Gas, 
Wärme und Wasser sowie zu Ableitung von 
Abwasser dienen, sind auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen als Ausnahme 
zulässig ( § 14 Abs.2 BauNVO). 

11. Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sowie Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

siehe Planzeichnung,

PF1: Gehölzpflanzungen im Umfeld der 
Gebäude sowie im Bereich der Böschungen

Die entsprechend festgesetzten Flächen (siehe 
Planzeichnung) im Allgemeinen Wohngebiet sind 
durch Pflanzung heimischer, standortgerechter 
Gehölze (siehe Pflanzliste) intensiv zu begrünen 
und dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten. Hierfür 
sind im Bereich des westlichen Grundstücksrandes 
lockere Gruppen von Laubhochstämmen sowie im 
Bereich des nördlichen Grundstücksrandes 
dichtere, heckenartige Gruppen von Laubbaum-
hochstämmen zu pflanzen. Im Umfeld der Gebäude 
sind Einzelbaumpflanzungen vorzunehmen. Pro 
100 m² ist auf der PF1 Fläche mindestens ein 
Laubbaumhochstamm zu pflanzen.
Innerhalb der Fläche PF1 erfolgt die Ersatz-
pflanzung von 20 Einzelbäumen. Eine Abweichung 
zu den Pflanzstandorten von bis zu 5 m ist zulässig.

13. Räumlicher Geltungsbereich
(§ 9 Abs.7 BauGB)

siehe Planzeichnung

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans sind der Plan-
zeichnung zu entnehmen.

2.2 Höhe baulicher Anlagen 
(§ 18 BauNVO)

siehe Planzeichnung

hier:  Traufhöhe oberstes Geschoss: 
    min. 249,15 m ü. NN - max. 251,15 m ü. NN

          Höhe Gebäudeoberkante Staffelgeschoss: 
    max. 256,15 m ü. NN

          Höhe Gebäudeoberkante Parkgeschoss:         
    zwingend 238,15 m ü. NN
 

Unterer Bezugspunkt für die festgesetzte maximale 
Höhe baulicher Anlagen ist der in der 
Planzeichnung eingetragene Punkt im Bereich der 
Straße "Im Knappenroth" (238,15 m ü NN).
Als oberer Bezugspunkt gilt der obere Abschluss 
des Daches oder der Wand.

Die maximale Höhenfestsetzung der GOK 
Staffelgeschoss beinhaltet mögliche Aufbauten wie 
Aufzugsüberfahrt und Solarkollektoren. Es ist nur 
ein Staffelgeschoss zulässig.
Die zwingende Höhenfestsetzung GOK 
Parkgeschoss beinhaltet mögliche Bodenaufbauten 
für Dachbegrünungen.

PF3: Begrünung des Parkgeschosses

Das Dach der Parkgeschoss ist mit Oberboden zu 
bedecken und intensiv zu begrünen. Terrassen, 
Aufenthaltsbereiche, Außenmöblierung und 
gepflasterte Wege sind auf dem begrünten 
Tiefgaragendach zulässig.
Auf dem Parkgeschoss ist eine Fläche, die eine 
Mindestgröße von 2300 m² aufzuweisen hat, als 
reine Grünfläche ohne Überbauung mit technischen 
Anlagen zu entwickeln. Eventuell vorgesehene 
oberflächige Anlagen zur Behandlung / Rückhaltung 
von Niederschlagswasser sind naturnah zu 
gestalten.
Das Parkgeschoss ist so mit Oberboden zu 
überdecken, dass die sich hier einstellenden 
Bodenverhältnisse eine dauerhaft grüne 
Vegetationsbedeckung (keine Xerothermvegetation) 
erlauben.

Altlasten Für den Geltungsbereich des Plangebietes besteht 
eine im Altlastenkataster des Saarlandes (ALKA) 
eingetragene Altlast. Nach bereits erfolgter 
Abstimmung mit dem Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz wird nach Einreichen der 
Sanierungsdokumentation für die behandelten 
Teilflächen des ehemaligen Betriebsgeländes der 
Teerfabrik Sarg die Fläche als saniert 
gekennzeichnet.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im 
Saarland (SaarlUVPG) i.d.F. v. 30.10.02 (Amtsbl. 
S.2494), zul. geänd. d. Art. 1 i.V.m. Art. 5 G. Nr.1661 
z. Einführung einer strategischen Umweltprüfung u. 
zur Umsetzung d. SUP-Richtlinie im Saarland v. 
28.10.08 (Amtsbl. 2009 S.3)

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG), 
Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalrechts vom 19. Mai 2004 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1498), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes Nr. 1688 vom 17. Juni 
2009 (Amtsblatt des Saarlandes        S. 1374)

Landesbauordnung (LBO), Artikel 1 des Gesetzes Nr. 
1544 zur Neuordnung des Saarländischen  
Bauordnungs- und Bauberufsrechts vom 18. Februar 
2004 (Amtsblatt des Saarlandes S. 822), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 11. Dezember 2012 
( Amtsblatt des Saarlandes S.1554)

Saarländisches Nachbarrechtsgesetz vom 28. 
Februar 1973 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 210), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18. Februar 
2004 (Amtsblatt des Saarlandes S. 822)

Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (SBodSchG)- 
Saarländisches Bodenschutzgesetz vom 20. März 
2002 (Amtsblatt des Saarlandes S. 990) zuletzt 
geändert durch Art.10 Abs.3 i.V.m. Art.14 des 
Gesetzes Nr.1632 zur Reform der saarländischen 
Verwaltungsstrukturen vom 21. November 2007 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 2393)

Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz 
LWaldG) vom 26. Oktober 1977 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1009), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 26. Juni 2013 (Amtsbl. I S. 268)

Stadt Saarbrücken:

Satzung über den Schutz der Bäume in der 
Landeshauptstadt Saarbrücken (Saarbrücker 
Baumschutzsatzung - BSchS) vom 23. April 2008 
(Amtsblatt des Saarlandes, S. 717)

Festsetzungen
gem. § 9 BauGB i.V.m. BauNVO

Hinweise

Die Anzeigepflicht und das befristete 
Veränderungsverbot bei Bodenfunden nach dem 
saarländischen Denkmalschutzgesetz sind zu 
beachten.

Bodendenkmäler

Das Merkblatt über Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen ist bei den Baumpflanzungen zu beachten. 
Bei der Ausführung der Erdarbeiten oder 
Baumaßnahmen müssen die Richtlinien der DIN 
18920 “Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ beachtet 
werden. Das DVGW-Regelwerk GW 125 
“Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer 
Versorgungsanlagen“ ist bei der Planung zu 
beachten.

Baumpflanzungen

Bei der Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern 
entlang von Grundstücksgrenzen sind die Grenz-
abstände gemäß dem Saarländischen Nachbar-
rechtsgesetz zu beachten.

Einhaltung der Grenzabstände (gemäß 
saarländischem Nachbarrechtsgesetz vom 
28.02.1973)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 100 sowie Artikel 4 Abs. 76 des Gesetzes vom 
07.08.2013 (BGBl. I S. 3154)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz 
BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zul. geänd. d. 
Art. 1 G.v. 20.11.2014 (BGBl. I S.1740)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG), neugef. d. Bek.v. 24.02.10 (BGBl. I S.94), 
zul. geänd. d. Art.10 d. G.v. 25.07.2013 (BGBl. I S. 
2749)

Gesetz über die Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (USchadG) v. 10.05.07 (BGBI. 
IS.666), zul. geänd. d. Art 4 d.G. v. 23.07.2013 
(BGBI. IS.2565)

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) neugef. d. 
Bek. v. 23.01.03 (BGBl. I S.102), zul. geänd. d. Art. 
3 d.G.v. 25.07.13 (BGBl. I S. 2749)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Bodenveränderungen und zur Sanierung von 
Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG) 
vom 17. März 1998, zuletzt geändert durch Artikel 5 
Absatz 30 des Gesetzes zur Neuordnung des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24. 
Februar 2012 (BGBl. I S. 212)

Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) Vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 31 des 
Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallrechts vom 24. Februar 2012 (BGBl. I    
S. 212)

Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der 
Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 
22.07.2011 (BGBI. S. 1509)

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 16-21 BauNVO)

6. Ein- bzw. Ausfahrten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

siehe Planzeichnung

Hier: Im Bebauungspan wird an der in der 
zeichnerischen Darstellung entsprechend 
gekennzeichneten Stelle gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB ein Ein- und Ausfahrtsbereich festgesetzt. 
Entsprechend sind Bereiche für Ein- bzw. 
Ausfahrten im restlichen Geltungsbereich nicht 
zulässig.

Entlang der östlichen Begrenzungslinie des 
Geltungsbereiches erfolgt ein vom Landesamt für 
Umwelt- und Arbeitsschutz vorgeschriebener 
befestigter Schutzzaun vor Wildschweinen, der 
durch eine hohe Hecke zum Baugebiet hin verdeckt 
wird.

Schutzzaun vor Wildschweinen

10. Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, 
Stellplätze, Garagen und 
Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)

siehe Planzeichnung

hier: Kinderspielplatz oberhalb von 238,15 m ü. NN

Die im Rahmen des Sanierungsplanes des 
Erdbaulaboratoriums Saar (ELS, 2014) erarbeiteten 
Sanierungsmaßnahmen sind durchzuführen. Die 
Sanierungsmaßnahmen sind weiterhin von einem 
Bodensachverständigen gemäß §18BBodSchG zu 
begleiten und abschließend zu dokumentieren. Die 
Sanierungsmaßnahmen des Sanierungsplanes 
beziehen sich auf
- Bauwerksgründung
- Behandlung von Aushubmassen
- gutachterliche Betreuung der Erdarbeiten
- Arbeitsschutzmaßnahmen
und sind entsprechend zu berücksichtigen. Der 
genannte Gutachter hat zur Sicherstellung einer 
sachgerechten Ausführung und Wirksamkeit der 
Maßnahmen die Überwachung und Dokumentation 
der Arbeitsschritte durchzuführen.

Sämtliche Erdarbeiten im Zuge von Baumaß-
nahmen sind gutachterlich zu begleiten.
Dem Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz ist 
Gelegenheit zu geben, die Baugruben einzusehen.

Im Laufe der Erdarbeiten eventuell notwendige 
weitere Maßnahmen sind mit dem Landesamt für 
Umwelt und Arbeitsschutz festzulegen.

Dies gilt insbesondere für die Erweiterungsfläche 
(Teilflächen der Parzellen 734/36 und 842/37). Die 
Erdarbeiten sind aufgrund einer möglichen 
Altlastenkontamination durch einen 
Bodensachverständigen gemäß § 18 BBodSchG zu 
begleiten. Sollten Altlasten auftreten, sind 
notwendige Maßnahmen in enger Abstimmung mit 
dem Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 
(LUA) festzulegen. Die Vorgaben des 
Sanierungsplanes sind analog zu beachten.

Bodensanierung 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 LBO Saarland

Satellitenantennen Satellitenantennen sind ausschließlich auf 
Dachflächen zulässig. Satellitenantennen und 
sonstige Aufbauten müssen von der Dachkante 
mindestens 1m zurückspringen.

Mülltonnenstandorte sind innerhalb der Gebäude 
bzw. der Parketage unterzubringen oder einzu-
hausen.

Mülltonnenstandorte

PF2: Nicht überbaubare Flächen im Allgemeinen 
Wohngebiet

Alle übrigen nicht überbaubaren Grundstücks-
flächen im Allgemeinen Wohngebiet, die nicht für 
Zufahrten, Umfahrten, Stellplätze oder Neben-
anlagen benötigt werden, sind intensiv zu begrünen 
und dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten.

Auf den Dachflächen der Wohngebäude sind  
Solarkollektoren zulässig. Diese und sonstige 
Aufbauten müssen von der Dachkante mindestens 
1m zurückspringen.

Solarkollektoren

1.1 Allgemeines Wohngebiet  
(§ 4 BauNVO)

1.1.2 Zulässige Arten von Nutzungen 
unterhalb des Bezugspunktes 
238,15 m ü. NN
(§ 4 Abs. 2 BauNVO)

- Parkgeschoss
- Stellplätze
- Zugehörige Nebeneinrichtungen
- Kellerräume
- Sonstige Nebenanlagen

Bei Ausschachtungsarbeiten ist auf Anzeichen von 
altem Bergbau zu achten. Bei entsprechendem 
Fund ist das Oberbergamt des Saarlandes zu 
informieren. 

Alter Bergbau

Zur Sicherheit der Gasversorgung und um eine 
Gefährdung auf der Baustelle auszuschließen, sind 
im Schutzstreifenbereich der Leitungen Erdarbeiten 
nur nach vorheriger Einweisung durch einen 
Beauftragten der Creos Deutschland GmbH 
auszuführen. Die Auflagen der "Anweisung zum 
Schutz von Gashochdruckleitungen" der Creos 
Deutschland GmbH sind zu beachten.

Die Planung und die Bauausführung für die 
Entwässerung sind mit ZKE abzustimmen.

Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist 
zusätzlich darauf zu achten, dass die 
Oberflächenabflüsse aufgrund von Starkregen-
ereignisse einem kontrollierten Abfluss zugeführt 
werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen.  Hierfür sind bei der Ober-
flächenplanung vorsorglich entsprechende 
Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen sind 
während der Baudurchführung und bis hin zur 
endgültigen Begrünung und Grundstücksgestaltung 
durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Gasversorgung 

Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken sind 
nach LBO § 6 Abs. 1 und 2 zu berücksichtigen. Die 
Richtlinie "Flächen für die Feuerwehr auf 
Grundstücken" (DIN14090) ist zu beachten.

Zugänge und Zufahrten für die Feuerwehr

Die notwendige Löschwasserversorgung ist nach 
DVGW 405 einzuplanen.

Löschwasserversorgung

Im Planungsbereich ist bei Bauarbeiten mit 
Bombenblindgängern zu rechnen. Das Gefähr-
dungsband beginnt ab GOK 1945 bis in eine Tiefe 
von 6 - 8 m, endet aber an gewachsenem Fels. 

Munitionsgefahren

7. Führung von oberirdischen oder 
unterirdischen Versorgungsanlagen und 
Leitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Das Plangebiet ist über das vorhandene 
Trennsystem zu entwässern.

Entwässerung

Werden im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Grundstücke durch Umlegung neu geordnet, in 
denen die Gashochdruckleitung oder Teile des 
Schutzstreifens der Leitung liegen, die bisher nicht 
grundbuchlich gesichert sind, ist im Umlegungs-
verfahren die Eintragung der beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeiten zu veranlassen.

Umlegungsverfahren

PF4: Stellplatzbegrünung

Die Stellplätze außerhalb des Parkgeschosses sind 
intensiv zu begrünen. Je 4 Stellplätze ist ein 
standortgerechter, möglichst heimischer groß-
kroniger Laubbaumhochstamm (3xv. StU 18-20 cm) 
gemäß Pflanzliste zu pflanzen und dauerhaft zu 
sichern. Die Baumstandorte haben die 
Mindestanforderungen der DIN 18920 zu erfüllen, 
d.h. es wird eine offene Fläche von mindestens 6m² 
und 16m² Grundfläche des durchwurzelbaren 
Raumes mit einer Tiefe von mindestens 80cm 
verlangt. Die Pflanzqualität hat den Mindest-
standards der FLL (Forschungsgesellschaft Land-
schaftsentwicklung, Landschaftsbau e.V., Bonn) zu 
entsprechen.

PF5: Dachbegrünung

Die Dachflächen aller Gebäude sind zu begrünen, 
ausgenommen sind Dachflächenanteile, die der 
Solarenergienutzung dienen.

Für alle Pflanzmaßnahmen sind die DIN 18916 
sowie die DIN 18920 entsprechend zu beachten 
und es sind gebietsheimische Gehölze mit der 
regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und 
Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden 
zur Verwendung gebietseigener Gehölze“ (BMU, 
Januar 2012) zu verwenden. Eine Auswahl 
geeigneter standortgerechter Gehölze stellt die im 
Folgenden aufgeführte Liste beispielhaft dar:

Pflanzliste Laubbäume
Hainbuche (Carpinus betulus)
Vogelkirsche (Prunus avium)
Stiel-Eiche (Quercus robur)
Trauen-Eiche (Quercus petraea)
Winterlinde (Tilia cordata)
Sommerlinde (Tilia platyphyllos)
Heimische Obstbaumsorten

Pflanzliste Sträucher
Schlehe (Prunus spinosa)
Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata)
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna)
Hasel (Corylus avellana)
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
Hundsrose (Rosa canina)
Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

Pflanzqualität
Zur schnelleren Wirksamkeit der Ausgleichs-
pflanzungen im Sinne einer besseren Einbindung 
des Planungsraumes ins Landschaftsbild werden 
folgende Mindestqualitätsstandards an die 
Pflanzungen gestellt. Daher sind als Grundlage für 
die Pflanzqualität die Gütebestimmungen für 
Baumschulpflanzen, 1995 der FFL (Forschungs-
gesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschafts-
bau e.V., Bonn) heranzuziehen.
Hochstämme / Stammbüsche: 3xv. StU 16-18 cm
Heister: 2xv, ab 100 m
Sträucher: 2 Tr; ab 60 cm

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung 
gem. §9 Abs.1 Nr. 25b BauGB.

1-5

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung Maß der baulichen Nutzung innerhalb eines Baugebietes  
hier: Abgrenzung der verschiedenen Höhen

Pflanzmaßnahme PF1 - PF4

Fläche für Nebenanlagen, Stellplätze und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

St

Festsetzungen der Höhenlage über Normalnull (ü. NN):
entspricht dem vorhandenen Straßenniveau der Straße "Im Knappenroth"

238,15 

Kinderspielplatz:
oberhalb von 237,57 m ü. NN

Stellplätze

Baufeldnummerierung

private Zufahrt für Bewohner und Besucher zum Parkgeschoss 
und den sonstigen Stellplätzen

Leitungsrecht zu Gunsten der Leitungsträger zu belastende Fläche
(§ 9 Abs.1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Aufschüttungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

WA GRZ 0,6

HÖHE BAULICHER ANLAGEN:

Baufelder 1-5 (s. Planeintrag)
       
        TH            min. 249,15 m ü. NN
                       bis max. 251,15 m ü. NN

      GOK           max. 256,15 m ü. NN
Staffelgeschoss

Parkgeschoss:
       
    

      GOK                   238,15 m ü. NN

Dachform:
Baufelder 1-5

FD Flachdach
Neigung max. 3 %

a

Nutzungsschablone

9. Mit Leitungsrecht zu belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

siehe Planzeichnung 

hier:
Gashochdruckleitung Rohrbach-Burbach DN300

12. Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen 
zum Ausgleich 
(gem. § 9 Abs. 1a BauGB)

Der Ausgleichsbedarf beläuft sich auf 62.700 OW. 
Der Ausgleich des Defizits erfolgt über das 
Städtische Ökokonto der Landeshauptstadt 
Saarbrücken. Hierfür werden ein Fünftel der 
auszugleichenden Ökopunkte (12.540 ÖW) über die 
Maßnahme „Renaturierung des Sulzbach in 
Dudweiler“ und vier Fünftel des auszugleichenden 
Defizits (50.160 ÖW) über die Maßnahme 
„Renaturierung des Pulverbachs im Deutsch-
mühlental (zwischen Folsterweg und Gulliverwelt)“ 
ausgeglichen.

siehe Planzeichnung,

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im 
räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans 
bestimmt durch die Festsetzung von:

Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO)
Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem 
Ausmaß (bis maximal 0,5 m) kann zugelassen 
werden.

4. Überbaubare und nicht überbaubare 
Grundstücksfläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 Abs. 3 
BauNVO)

 

8. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen 
und Stützmauern
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

siehe Planzeichnung

Die Aufschüttungen sind an die Höhenverhältnisse 
der Nachbargrundstücke anzugleichen und dürfen 
diese nicht überschreiten.

Dächer Im gesamten Plangebiet sind Flachdächer mit einer 
Neigung bis max. 3 % zulässig.

Schutzabstand Wald Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von 
Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein 
Abstand von 30 m zwischen Waldgrenze und 
Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Hiervon 
kann die Forstbehörde Ausnahmen genehmigen, 
wenn der Eigentümer des zu bebauenden 
Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers 
des von der Abstandsunterschreitung betroffenen 
Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem 
Inhalt bestellt, die forstwirtschaftliche Nutzung des 
von der Abstandsunterschreitung betroffenen 
Grundstücks, einschließlich sämtlicher Einwirk-
ungen durch Baumwurf, zu dulden und insoweit auf 
Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum zu 
verzichten und aufgrund der Standortgegeben-
heiten, insbesondere der Geländeausformung, der 
Waldstruktur sowie der Windexposition keine 
erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Der Eigentümer der vom vorliegenden Bebauungs-
plan umfassten Parzellen verpflichtet sich durch 
Bestellung einer Dienstbarkeit, die forstwirtschaft-
liche Nutzung, einschließlich sämtlicher Einwirk-
ungen durch Baumwurf des Nachbargrundstücks 
uneingeschränkt und entschädigungslos unter 
Verzicht auf Schadenersatzansprüche zu dulden.
Die Grunddienstbarkeit wird im Grundbuch der 
Landeshauptstadt Saarbrücken eingetragen.

Grunddienstbarkeit

Nachrichtliche Übernahmen
     gem. § 9 Abs. 6 BauGB

Gashochdruckleitung Rohrbach-Burbach 
DN300

Der Verlauf der Gashochdruckleitung sowie ein 8,0 
m breiter Schutzstreifen (jeweils 4,0 m rechts und 
links der Leitungsachse) werden nachrichtlich in die 
Planzeichnung übernommen.

Lautsprecheranlagen müssen mit einer 
angemessenen Lautstärke betrieben werden und 
sich auf die Durchsagen wichtiger Spielereignisse 
(Mannschaftsaufstellung, Torschützen, Spielstände) 
beschränken. Ein durchgehender 
„Spielkommentator“ oder das laute Abspielen von 
Musik ist auf keinem der Sportplätze zulässig.

Immissionsschutz
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